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SPRUCH des Monats  
 

Viel Wissen bedeutet noch nicht Verstand. 
Heraklit; 576 - 480 v. Chr., griechischer Historiker 

 
 
Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
 
Kündigung ohne Angabe des Beendigungszeit-

punktes 
  

In einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 20.1.2016 wurde einem 

Arbeitnehmer im Februar 2013 fristlos gekündigt. Für den Fall, dass die fristlose 

Kündigung unwirksam ist, wurde in dem Kündigungsschreiben hilfsweise und vor-

sorglich die ordentliche Kündigung zum nächstmöglichen Termin erklärt. Der Arbeit-

nehmer hielt die Kündigung für unwirksam, da das Kündigungsschreiben nicht er-

kennen ließ, zu welchem Termin das Arbeitsverhältnis hilfsweise durch die ordentli-

che Kündigung enden sollte. 

 

Die BAG-Richter beurteilten die Kündigung als wirksam. Wird eine ordentliche Kün-

digung nicht isoliert erklärt, sondern nur hilfsweise für den Fall der Unwirksamkeit 

einer außerordentlichen fristlosen Kündigung, ist der Kündigungsempfänger nicht im 

Unklaren darüber, wann das Arbeitsverhältnis nach Vorstellung des Kündigenden 

enden soll. Die Beendigung soll offensichtlich bereits mit Zugang der fristlosen Kün-

digung erfolgen. Der Kündigungsempfänger muss und kann sich in seinem prakti-

schen Handeln auf diesen Beendigungszeitpunkt einstellen. Unter diesen Umständen 

kommt es nicht darauf an, ob es ihm ohne Schwierigkeiten möglich ist, die Kündi-

gungsfrist der hilfsweise erklärten ordentlichen Kündigung zu ermitteln. 

 

Der Zusatz "hilfsweise" oder "vorsorglich" macht lediglich deutlich, dass der Arbeit-

geber sich in erster Linie auf einen anderen Beendigungstatbestand beruft, auf 

dessen Rechtswirkungen er nicht verzichten will. 

 
 



 
Familienrecht 
 
Umgang eines Vaters mit seinem Sohn - Be-

grenzung auf monatlichen Briefkontakt 
  

Das Umgangsrecht eines Elternteils steht unter dem Schutz des Grundgesetzes. Eine 

Einschränkung oder der Ausschluss des Umgangsrechts kommen jedoch dann in 

Betracht, wenn nach den Umständen des Einzelfalls der Schutz des Kindes dies 

erfordert, um eine Gefährdung seiner seelischen oder körperlichen Entwicklung 

abzuwehren. Dabei kommt dem erklärten Willen des Kindes mit zunehmendem Alter 

vermehrt Bedeutung zu. 

 

Die Richter des Bundesverfassungsgerichts kamen in ihrem Beschluss vom 

25.4.2015 zu der Entscheidung, dass der Umgang des Vaters mit seinem Sohn auf 

einen monatlichen Briefkontakt begrenzt werden kann, wenn durch einen intensive-

ren Kontakt eine Kindeswohlgefährdung zu befürchten ist. 

 

In dem Fall aus der Praxis hatte der Sohn bei einer Anhörung vor Gericht durchge-

hend und vehement jegliche Umgangskontakte mit seinem Vater abgelehnt. Durch 

die Briefe könnte der Vater den Kontakt zu seinem Sohn halten und dem Kind da-

durch sein fortwährendes Interesse an ihm und seinem Wohlergehen zeigen. 

 

 
 
Sonstiges 
 

Haftung bei Autokollision mit "herrenlosem" 

Einkaufswagen 
  

Ein Ladenbesitzer muss auch nach Geschäftsschluss dafür Sorge tragen, dass seine 

Einkaufswagen sicher abgestellt sind. Einkaufswagen sind so zu sichern, dass sie 

von Unbefugten nicht benutzt und auch nicht selbstständig wegrollen können. Das 

haben die Richter des Oberlandesgerichts Hamm in ihrem Urteil vom 18.8.2015 

entschieden. 

 

In einem Fall aus der Praxis befuhr ein Autofahrer mit seinem Pkw eine Straße und 

stieß vor einem Lebensmittelmarkt mit einem Einkaufswagen zusammen, der nach 

der Darstellung des Autofahrers kurz vor dem Vorbeifahren des Fahrzeugs unvermit-

telt auf die Straße gerollt war. Seinen Fahrzeugschaden in Höhe von ca. 5.400 € hat 

der Autofahrer von dem Lebensmittelmarktbesitzer unter dem Gesichtspunkt einer 

Verkehrssicherungspflichtverletzung ersetzt verlangt. Die Schadensersatzklage war 

zu 80 % erfolgreich. 

 

In der Urteilsbegründung stellte das Gericht klar, dass der Marktbetreiber haftet, 

weil er die ihm obliegende Verkehrssicherungspflicht verletzt hatte. Auch nach Ge-

schäftsschluss hat er für das sichere Abstellen der Einkaufswagen vor seinem Ge-

schäft Sorge zu tragen. Dabei muss er der unbefugten Benutzung durch Dritte oder 

dem selbstständigen Wegrollen der Einkaufswagen entgegenwirken. 



 

Die tatsächlich ergriffenen Sicherungsmaßnahmen waren unzureichend, weil die 

Einkaufswagen lediglich mittels einer durch sie geführten, unverschlossenen Kette 

verbunden gewesen waren. Eine weitergehende Sicherung und auch ein die Wagen 

verbindendes Pfandsystem gab es nicht. 

 

 

Unfall beim Öffnen der Fahrzeugtür - 

Rücksichtnahmegebot 
  

Beim Öffnen der Fahrzeugtür auf öffentlichen Parkplätzen trifft den Ein- und Aus-

steigenden im Rahmen des allgemeinen Rücksichtnahmegebots nach der Straßen-

verkehrsordnung eine Pflicht zur besonderen Vorsicht und Achtsamkeit. 

Bestehen konkrete Anhaltspunkte, dass an einem bereits eingeparkten Fahrzeug die 

Tür geöffnet werden könnte, so darf ein Fahrzeugführer nur mit besonderer Vorsicht 

in eine unmittelbar daneben liegende Parktasche bzw. Parklücke einfahren. 

 

In dem entschiedenen Fall stand ein Pkw in einer Parklücke und die Beifahrerin 

öffnete die Fahrzeugtür. Es kam zu einer Kollision mit einem anderen Fahrzeug, als 

dieses in die Parklücke nebenan einparken wollte. 

 

Die Richter des Landgerichts Saarbrücken entschieden, dass die Abwägung der 

wechselseitigen Verursachungs- und Verschuldensanteile zu einer Haftungsvertei-

lung von 80% zu 20% zulasten des Fahrzeugführers führte, dessen Pkw bereits in 

der Parklücke stand. Denn der Verstoß gegen die besonderen Pflichten beim Türöff-

nen wiegt schwer. Allerdings tritt die Betriebsgefahr anderen Unfallbeteiligten unter 

den gegebenen Umständen nicht hinter diesen Verstoß zurück. Dass es beim Einfah-

ren in eine Parklücke zu einer Kollision mit einer sich öffnenden Tür kommt, gehört 

zu den typischen, mit dem Betrieb des einfahrenden Fahrzeugs verbundenen Gefah-

ren auf einem Parkplatz. 

 


